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Unterlahn-Kreis.
Amtliches glnit für die Zekanntmachungen des Landratsamtesu.desKreisausschusses.

Tägliche KrUageM Diezer rmd Emfer Zeitung.
* Preise der « nzelgen:
Dir riusp. Petitzrilr oder deren Rarr« 15 ysg.,

RrLarrrezeile 50 Pfg.

«n-zstestM»«;
An Diez: RosrnstraKe SS.
In » m»: Römerstraße SS.

«r . 106 Diez, Montag den 7. Mai 1917

Druck und Verlag vonH. Ehr. Go«» « ,
Gm- und Diez. . ,

57. Jahrgang

Amtlicher Teil

Avt. 1LIb. Tab.-Nr. 8017/2448.
Frankfurt  a . M., den 24. April l:<17.

Betr: Schweigepflicht der Hilfsdienst-
Pflichtigen ufw.

\

UerordnunK.
Anj  Grund des 8 9b des Gesetzes über den Bringe

rangLzustand bom4. Juni 1851 in der Fassung des ReichS-
gesetzeS bvm 11. Dezember 1915 bestinune ich für dem urrr
llnrersLeUten Korpsbezirk und — im Emvernehmen mit i'cm
Gouterneur - auch für den Befehlsbereich der Festung
Mainz: 8 1.

Ten bei mil. Dienststellen auf Grund des HUfsdieast-
gestches oder fteiwillig ehr-enamtlich oder gegen Vergütung
beschäftigten Zivilpersonen ist es verboten, anderen Per¬
sonen über Art und Gegenstand ihrer Tätigkeit bei der
inilirari-chen Dienststelle oder über die ihnen auf Grund
dieser Tätigkeit bekannt gelvordenen Tatsachen Mitteilungen
zu machen, wenn sich die Pflicht zur Geh-mhaltung aus
der Natur der Sache oder aus einer besonderen Weisung
der mil. Dienststelle ergibt.

8 2.
Dieses Verbot bleibt auch nach der Beendigung des

Dreustvcrhältnissesbei der mil. Dienststelle bestehen.
8 3.

Zuwiderhandlungen, sowie Aufforderung oder Anrei¬
zung zu Zuwiderhandlungenwerden, ,oweit drek-estehenden
Gesetze keine höhere Freiheitsstrafe bestrnunon. mit Ge-
fängrns bis zu einem Jahr, beirtr Borliegen nitlderndee Unr-
si.'kute mit Haft oder Geldstrafe bis zu 1500 Mar? bestraft.

XVIII Armeekorps.
Stellvertretendes Generalkommando.

4er stkllv. Kommandierende General:
Riedel,

lümerollmkurnt.

, I. 71051. Diez,  den 9. Mm <917.
Au die Lrtspolizeibchördcn des Kreises.

'Aach einer von dem Herrn Minister des Innern im
Ernbernchmen mit dem Kriegsministerium getroffenen Ent
scheidung hat die Legitimierung der auf freie Arbeit schon
angegebenen und noch abzugebenden Älgsichea Abschiiv-
liuge in der für freie feindliche Auslänoer vorgeschriebeaen

s Werse durch die deutsche Arbeiterzentiale unter Vermitt¬
lung der Ortspolizeibehördenzu erfolgen.

Dabei mache ich noch darauf aufmerksam, daß dre Legi-
tlmarirnskarten für die belgischen Abschüblinge mit dem
Verwert „Verteilungsstelle(Name)" (z. B. V. St . M. li>
versehen lverden solle». Die Polizeibehörden haben daher bei
der Stellung der Legitimierungsanträge in jedem Falle
aus drückt  ich inzugeben, das, es f'ch um die durch die
milrtäDijchen Verteilrrngsftellenvermittelte» belgischen Ar¬
beiter handelt und lvelche Verteilungsstelle ra Frag, kommt.

Diesbezügliche Anträge sind sofort bei de: Abferti¬
gung-:-stelle in Essen zu stellen.

Der König !. Land rat.
I . « . r 7 --

ßinunenmuiH.

II. ;{47 !i. Diez , den 1. Mar 1917.
BerzeichniS

dsr tii der Zeit vom 1. bis 90. April >917 ausgestellten
Jagdscheine.

Jahrerjag ds che ine:
Claas, Alwin, cand. für., Diez.
Deulesselv, Wilhelm, Jagdaufseher, Langeascheid.
Thielmann, Wilhelm, Rentner, Holzheim.
Jung, Ernst, Gastwirt, Diez.
Klein, Erich, Katzenelnbogen.
Schwenk, Karl, Kantinenpächter, z. Zt. in Altenmez.

Der Königl. Landrat
I . « .

Limmerwan». _ i _ J



fe
■i

2

Gemeinde

Diez

Freiendiez

Die Inipfung findet statt am:
(Tag und Stunde)"

8/Mail 1917, nachm 27t Uhr
Wiederinipflinge, Knaben

8. Mai 1917, nachm. 3 Uhr
Wiederimpflinge, Mädchen

8. Mai 1917, nachm. 3' /, Uhr
Erstimpstiiige

8. Mai 1917, nachm 4' /* Uhr
Erstimpflinge

8. Mai 1917, nachm. 5>/i Uhr
Wiederimpflinge

II —B—

Die Nachschau findet statt am:
(Tag und Stunde)

15 Mai 1917, nachm2' /e Uhr
Wiederimpflinge, Knaben

15. Mai 1917, nachm 3 Uhr
Wiederimpflinge, Mädchen

15. Mai 1917, nachm. 3' /, Uhr
Erstimpflinge

15. Mai 19>7, nachm. i 'U Uhr
Erstimpflinge

15. Mai 1917, nachm. 5’/* Uhr
Wiederimpflinge

Jmpflokal

Turnhalle der
Realschule

Saal des Aug.
Preußer

Der Landrat : Luderst ad  t
(Auisühilichc Bkkauiitiurchung in morgiger Nummer.)

Michtamtttcher Teil

Deutscher Reichstag.
99. Sitzung vom 3.  Mn 1917

An. Bundesratstische Kraette.
Dre Vorlage über den Gebührentartj ' für den Kai,er-

Wilhelm -Kanal wird ohne Aussprache in erster und zweiter
Lr.vug ungcnommcn. Es folgt die Beratung des Poststals.

Abg. Taub ad el (Soz .) : Leider nimmt die Post keine
Eiusnjteibpakete mehr an , sie sollte ihre Beamtest besser be¬
zahlen, anstatt soviel unzuverlässige Aushelftr anzustellen.
Das Papier der Postkarten ist jetzt sehr schlecht. Wie steht
es mit der Aufhebung der Portvfreiheit der Landesfürstens?
Ei, :e gleichmäßige Behandlung der Presse der verbündeten
Länder in Bezug auf ihre Telegramme muß ermöglicht
werden, uinsomehr als der Fernsprechverkehr gesperrt ist.
Gegen die Strafversetzung elsaß-lothringischer Postbeamten
prvrestrcren >v.ir.

Abg. Nacken (Ztr .) : Der Fleiß und dir Hingabe der
Post- und Telegraphenbeamten an ihren Dienst trotz der
Erschwerungen des Krieges ist hier loiederholt anerkannt
worden, aber man sollte ihren Wünschen auf bessere Be¬
zahlung und schnellere Beförderung jetzt auch entgegen-
kommen. Ueber die Teueningszulagen schweben die Ver-
Handlungen noch. Nach dem Kriege ist eine allgcmeme Re-
form nach dem Gesichtspunkt der Ersparnis im ganzen und
der Besserstellung der Beamten im einzelnen unbedingt '' ge¬
boten. Die Einschreibepakete müssen baldigst luied' r cinge-
snhrt wcrdeir.

Abg. Hub rich (Fortschr . Bp .) r Dem Dank für die Tä¬
tigkeit der Postbeamten daheim und km Felde schließt sich
meine Partei durchaus an . Wenn jetzt der Postbetrieb nicht
wie im Frieden arbeiten kann, so liegt das an dem zahl¬
reichen ungeschulten Hilfspersonal . Zu Postillonen scheinen
sich die weiblichen Hilfsbeamten nicht zu eignen, denn an
einem besonders kalten Tage weigerten sich 59. den Kutsch-
bock zu besteigen. Bei der Feldpost ist leider viel Untreue
vorgekommen, was meist aus das zusammenzewüeselte Ans--
kstlsspersvnal entfällt . Die Postverwaltnng warnt sogar ihre
Beamten vor frühzeitiger Eheschließung. Der Redner ver¬
liest ein Formular aus Hamburg , in welchem einem Be¬
amten im Falle der Verheiratung mit der Entlastung ge¬
droht wird . (Hört , hört ! links .)

Abg. v. Ftemming (kons .) : Ueber dt? unregelmäßige
Beförderung der Feldpostsendungcn wird sehr viel geklagt
Wäre cs nicht möglich, die Verhängung einer Postsptrre
vorher mitzuteilen ? Die Polonaisen vor den Postämtern
sind kein angenehmer Anblick.

Abg. M ehe r -,Herford (natl .) : Eine großzügige Post-
rechnnr ist notwendig, es handelt sich vor allem unk dre Er¬
zielung größerer Ersparnisse . Die Stellen der gehobenen
Untcrbiamten müssen vermehrt werden. ..Freie Bahn dem
Tüchtigen."

Staatssekretär Kraetke  bat auf die jetzigen schwieri¬
gen Verhältnisse Rücksicht zu nehmen. Bon 4069 Feldpost-
pgketen fei immer nur eins verlor« , gsgang 'n. Kein Post¬

paket dürfte auf seinen Inhalt untersucht werden. Dir
Portofreihcit der Bundesfürsten sei nicht zil beanstanden,
denn sie komme wohltätigen Zwecken Zugute. Zahlreichen
Angriffen des Abg. Znbeil (Arbg.) trat der Staatssekretär
Wetter noch entgegen. Der Pvstetat wurde erledigt . Frer-
lag : Eoai des Reichstags , der Reichseifen bahnen und des
Heeres.

100. S 'tzu-g vom 4. Mar 1917.
Ts), Tisch des Präsidenten schmückt aus Anlaß der hun¬

dertsten Sitzung ein Blumenstrauß. Das Haus war zu Be¬
ga:n der Freitagssitzung außerordentlich gut besetzt und auch,
die Tribünen wiesen einen starken Besuch auf. Tie Ursache
für das erhöhte Interesse, das man der Sitzung entgcg-m-
l:rackste, waren die Interpellationen der Kowervanveu und

Sozialdemokraten über die Kneq' zicle, die auf der Tages¬
ordnung standen. Nach den Bestimmungen der Geschäfts¬
ordnung müssen Interpellationen , nachdem sie beim Rcichs-
tagSbureau eingebracht sind, auf die Tagesordnung der näch¬
sten Sitzung gesetzt werden, ohne daß damit zugleich ihre
Erledigung vor sich Ja gehen pflegt. Vielmehr äußert sich
der für die von den Interpellanten berührten Fragen zu¬
ständige Staatssekretär darüber, ob und wann die Regierung
die Interpellation zu beantworten beäbsichtigt. Lehnt die
Regierung die Beantwortung einer Interpellation ohne wei- .
irres ab. was vor dem Kriege wiederholt vor allem igr Fällen
vorgelommen ist, wo nach Ansicht der Reichsregierunq durch
Interpellationen in die Zuständigkeit der Landesgesetzgebung
übergegriffen worden ist, so kann der Reichstag gleichwohl
die sofortige Besprechung der Interpellation beschließen. Er¬
klärt aber die Regierung, daß sic die Interpellation «u
einem mit dem Präsidenten des Reichstags .zu vereinbaren¬
den Tage zu beantworten gedenkt, so muß nach der GeschMs-
radnnng die Interpellation bis zu diesem Tage zurückge¬
stellt ' werden. Dieses Verfahren schlug die Reichsregierung
bei den beiden Kriegszielinterpellationcn ein. Vizekanzler
Tr . Helfferich gab die Erklärung ab, der Reichskanzler sei
bereit, die Interpellationen zu beantworten, werde aber den
Tag der Beantwortung noch festsetzen und zwar innerhalb
zwei Wochen im Einverständnis mit dem Präsidenten des
Hanfes. Nach dieser Antwort verließen die Abgeordneten
in Scharen den Saal und auch die Tribünen leerten sich bald,
denn der Etat für die Reichseisenbahnen, der eine lange
Rede des Sozialdemokraten Fuchs über unzureichende Ent¬
lohnung der Arbeiter und Angestellten bei den Reichsciscn-
bahnen brachte, fesselte das Interesse des Hanfes nicht.

Bor den Interpellationen waren eine Reih-' von An¬
fragen erledigt worden. Eine Anfrage des Sozialderrvkraten
Hoch, die sich gegen das in manchen Fällen ein geschlagene
Verfahren wandte, solchen Frauen die Familien»nt ,rstützung
zu entziehen, die aus bestimmten Gründen ablehnen muß¬
ten, eine Erwerbsarbeit zu leisten, wurde vom Ministerial¬
direktor T-r. Lewald dahin beantwortet, daß dieses Verfahren
nickt im Sinne der Reichsleitung liegt, Aus eine weitere
Anfrage desselben Abgeordneten über den 7-Uhr-Ladenschluß
cttniberte Tr . Lewald, daß eine Abänderung des 7-llb,r-Laden-
schlunes nicht in Aussicht genonnnen sei. Der Abg. Mumm
von der Teutschen Fraktion verlangte Förderung des Krieger-
Hein,stättenwesens, die Tr . Lewald zwar zusagte, jedoch warnte
er vor übertriebenen Hoffnungen. Anfragen d>> radikalen



Gozialisten Mhl « und Kuhnert über Verhaftungen polnischer
«inialMen in Warschau und Einziehung mehrerer in Köln-
Mrenseld anMigtr Belgier ins deutsch« Heer kannten noch
nicht beantwortet werden, da die nötigen Feststellungen noch
nicht getroffen worden sind.

Beim Etat ftlr die Reichseiscnbahnenwies oer preußisch«
Eisenbahnmiiiistcr v. Brcitenbach als Chef der Reichscisen-
bahnen die von einigen Seiten erhobenen Angriffe in recht
verbindlicher Form zurück und sagte ausdrücklich zu, daß
eine neue Lohnordnung erst nach Anhörung auch der Arbeiter
erlassen werden solle. Herr v. Breitenbach versicherte, daß
die Reichseisenbahnvcrwaltnng alles aufbicte, um in Elsaß-
Lothringen, das Lperations - und Etappengebiet ist, die Ei-
sknbahnzustände so erträglich wie möglich zu gestalten. Er
bestritt, daß den Eisenbahnarbeitern durch doS tzilfsdtenstgeseh
irgend ein Nachteil zugefügt sei; die Verwaltung habe in
loyaler Weise auSgefiihrt, was der Reichstag in seiner Mehr-
Heft beschlossen habe.

Die erste Sitzung des Verfassung-«»«- -
fchusseS des Reichstages.

MTB . Berlin,  4 . Mai . t ' : BerfassungsauSichuß ves
Reichstages trat heute zu ' einer ersten Sitzung zusammen.
Eingegangen war ein Antrag des Zentrums, der Fortschritt¬
lichen' Bolkspärtei und der Nationalliberalen auf Aendcrnng
dm Reichsverfassung. In dem Anträge wird verlangt : Tie
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers oder seiner Stellver¬
treter gegenüber dein Reichstage, die Ernennung von Offi¬
zieren und Beamten der Marine unter Gegenzeichnungdes
Staatssekretärs des Reichsmarineanfts die Verantwortlichkeit,
desselben für die Berivaltüng der Kriegsmarine dem Reichs¬
tag gegenüber, die Ernennung von Offizieren und Militär-

» beamten eines Kontingents unter Gegenzeichnung des KriegS-
ministeriums des Kontingents, melchek mit Ausnahme des

-baherischen Kriegsministers, dem Reichstage für die Verwal¬
tung des Kontingents verantwortlich ist Ferner wird ver¬
langt. daß die Bewilligung aer Besoldung und Gebührnifto
sür das Heer und die Marine im Krieg and Sricven auf Grund
der reichsgesetzlichen Vorschriften erfolgt. Tes weiteren wird
die Vorlegung eines Gesetzentwurfs gewrdert, welcher die,
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers wegen der Verletzung
seiner Amtspflichten durch den Staatsgerichtshof regelt. Tie
Sozialdemokraten brachten außerdem Anträge betreffend das
Wahlrecht, die Aufhebung des Paragraphen des V-reinsge-
setzes betreffend die Jugendliche>> usw. ein. — Tie Aussprache
drehte sich zunächst darum, ob der Ausschuß zuständig ist,
diese Anträge ,zu verhandeln, oder ob er nur die vor Sem
Plenum überwiesenen Anträge zu behandeln habe- Ter Aus¬
schuß erklärte sich fiir zuständig und trat in die Beratung der
Anträge ein. Zunächst wird über die Frage der Verantwort¬
lichkeit des Reichskanzlers verhandelt.

MTB - Berlin  4 . Mai . In dem dem VersasiungS-
auSschuß des Reichstages vorliegenden Anträge wird u. a.
die Neueinfügung eines Artikels 26 A in die ReichSvi»
faffung verlangt, welcher lautet:

Während der Tauer eines Krieges gilt der Reichstag als
ununterbrochen versammelt.

Ter sozialdemokratische Antrag betreffend das Wahlrecht
verlangt, der Reichstag solle ans allgemeinen, gleichen, direkten
und nach dem Bechältniswahlstzstemvorzunehmenden Wah¬
len mit geheimer Abstimmung hervorgehen, an der alle über
20 Jahre alten ReichSangehörige» ohne Unterschied des Ge¬
schlechts teilnchinen. Tie gleiche Bestimmung soll auch fu^
die in jedem Bundesstaat und in E>saß-Lothriugen zu wA
lende Volksvertretung gelten-

In der Aussprache über die Behandlung der Anträge
sprachen sich zwei konservative Rwaer dahin aus, daß der
Ausschuß nur diejenigen Materien beraten dürfe, die ihm
vom Plenum deS Reichstages üoer.nieftn seien- Ein Red¬
ner des Zentrums äußerte sich viiin , daß die in dem Antrag
aui Blenderung der Reichsverfaäung enthaltenen Materie»
ausdrücklich dem Ausschuß übeNri,en seien. Ten gleichen
Standpunkt , ja noch weiter gehend, vertrat der Sortichrcki-
l-r Ter nationallibcrale Redner ersuchte, fcctt Rahmen der
Zuständigkeit nicht zu enge zu ziehen. Ter sozialLemokratffche
Redner sprach sich, für die Beratung d-.s Antrages ans.

Ter ÄluSschuß beschloß, den ersten Antrag in Verbindung,
mit dem seinerzeit in, Reichstag eiirgebrachten Antrag Bern¬

stein die Einholung der Zustimmung oes Reichstages Sei der
Einleitung und dem Abschluß von Bündnissen, bei Kriegs¬
erklärungen und FriedenSvekträge ffcherznstellen und die ver¬
fassungsmäßige Verantwortlichkeit WS Reichskanzlers durch
dir Bestinnnung zu präzisieren, daß lee Reichskanzler zu ent¬
lassen ist, Ivenn der Reichstag iS wollte, zu beraten.

Ter Verfassungsausschußdes Reichstages beschloß geeon
die vier Stimmen der Konservativen nach einem gemein¬
schaftlichen Anträge des Zentrums, be>- Nationalliberalen und
de: Fortschrittler den Artikel 17 der Rcichsverfassung, Satz
2, wie folgt zu ändern : Tie 'Anordnungen und Verfügungen
des Kaisers werden im Namen ocS Reiches erlassen und
bedürfen zu ihrer Gültigkeit oer Gegenzeichnungdes R»>chs-
konzlers oder seines Stellvertreters , welche dadurch die Ver¬
antwortlichkeit gegenüber dem Reichstage übernehnicn. Stußer-
tem hat der Verfassuugsausschuß -'in ? Entschließung oer>el-
lrn Antragsteller angenommen, wonach ein Gesetzentwurf vor¬
gelegt werden soll, durch welchen sie Verantwortlichkeit des
Reichskanzlers wegen Verletzung seiner Amtspflicht und deren
Feststellung durch den Slaatsgerichtshuj geregelt wird.

Der ReichstagshauptauSschutz
zur belgischen Frage.

WTB.  Berlin , 3. Mai . Der Hauptausschuß des
Reichstages erörterte am Donnerstag u. a. die belgische
Frage . Der Redner der fortschrittlichen Volkspartei er-
Narre : Die Annexion Belgiens als erleoigt anzusehen, ist
auch unerwünscht Legenüber der nationalen Geschlossen¬
heit. Tie Freiwilligkeit des deutschen Reichsznsammen-
hangc ist es, die unsere Stärke ausmacht . Lin halbsonve-
ränes Belgien würde einen steten Protest und eine stete
Kriegsdrohung bedeuten, aber auch der volle Status quo
ante schlösse die schwersten Gefahren in sich. Der einzige
Weg, oer zum Ziel führt , ist die staatliche Trennung von
Fl .nuei. und Walivnen . Da es unsicher ist, ob Ivir nach
dem Jriedensschluß Belgien politisch beherrschen, so '»st
es jetzt all der Zeit , an flämischen Werten unter Dach zu
bringen , so viel als möglich ist. Was davon bei unserem
Abzug vorhanden ist, kann inan im Friedensvertrag schüt¬
zen. Wir können an eine während des Krieges mächtig er¬
st arklc  flämische Bewegung anknüpfen . Ist ein Königreich
Flandern für uns erreichbar , so bereitet der innerbelgische
Dualismus eine annehmbare Lösung vor. Der Staats-
sek-etär des Innern weist zunächst auf seine im Februar
iia Ausschüsse gemachten Aeußecungen über die Flamen-
politik hin. Er gedachte sodann in warmen Worten des
stwiteralgonverneurs v. Bissing, dessen Verdienste als trei¬
bende Krasi in der Flamenpoiitik auf immer mit der Ge¬
schichte des Krieges verbunden sein werden. Sem Werk
wcroe mit allem Nachdruck fortgesetzt. Die Verwaltungs-
trennung werde in engster Fühlung mit dem Rat von
Flandern bearbeitet und mache gute Fortschritte . Die ein¬
heitliche Durchführung der Flamenpoiitik auch in den dem
Heer und der Marine , unterstellten Gebieten ser gesichert.
— Ter Redner des Zentrums lehnte es ab, jetzt schon
über die deutschen Kriegsziele in Belgien sich auszulassen,
aber unter allen Umständen müsse eine znstbewußte und
besonnene Flamenpolitik geführt werden. -- Ein Mitglied
der deutschen Fraktion wies auf die Bedeutung der flan¬
drischen Küste hin , aus die Notwendigkeit einer Flanken¬
deckung für das niederrheinische Jndustrier -oier und aus
die Wichtigkeit des Hafens Antwerpen . Aus vielfacher
Fühlung mit führenden Flamen heraus erachtet er den
Plan der „vereinigten Staaten von Belgien " unter der
alten Dhnastie für eine ernste Gefahr . - Inzwischen ist
ein gemeinsamer Antrag aller Fraktionen ein gelaufen: dev
Reichskanzler zu ersuchen, alsbald die erforderlichen Maß¬
nahmen behufs sofortiger Rückbeförderung der belgischen
Zwangsarbeiter aus Nordfrankreich m die Heimat zu tre >-
se!>. — Ein Redner der Konservativen erklärte , für dc?
Gestaltung der Verhältnisse in Belgien dürfe cs nur eine
Richrume geben: Eine Sicherung der Zukunft unseres Vol¬
kes. Belgien sei dazu geschaffen, ein Pufferstaat zwischen
Frankreich und Deutschland zu fein . Es habe dic,en Zweck
aber nicht erfüllt . Welche Gestalt auch Belgien annehmen
sollte, wir ständen nun vor der Frage , ob die flandn,ch?
Küste unter unseren Einfluß oder den Englands kommen
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firnu.i Behörden.  Es fei  zu erwarteir, Saft rrog rtr?tarr
nflfcffeit die Trennung in wenigen Wochen vottendet

,>in ircrPc. Gilt Mitglied der sozialdemokratischen Frak-
rion ctltärtc : Nicht durch eine BergewaltiguniSpölirik wer¬
de ein Zustand im Westen geschaffen, der die Zukunft des
denrfttin Volkes sichere, sondern durch eine Politik der
geo,inseitigen'Verständigung . Das Z,ct müsse die Meder-
hechieltung Belgiens in der Form sein, die auch den Wün¬
schen de: Belgier selbst, der Wallonen w>e der Flamen,
entchreche. Das könne nur ein Belgien sein, nnaölwngig
N.lch beiden Seiten hin.

Die Bewirtschaftung und V-rteilung
unserer wichtigsten Nahrungsmittel.

(3. Fortsetzung,)

Das Fleisch.
- Auch die Fleischversorgung der Bevölkerung erlitt durch

de", fttten eine bedeutende Herabsetzung. Während wir in
den letzten Friedcnsjahren einen durchschnittlichen Ver-
bra -i h von 1000 Gramm aus den stopf in der Woche hatten,
mutzte di. Fleischration jetzt auf 250 Gramm herabgesetzt
werden. Die durch die Sperre entfallende Einfuhr an
V -kh und tierischen Produkten ist zwar austerordentiich
cxV.; unuu-rhin ist vielfach die Meinung vertreten, das; wir
nach aus der deutschen Fleischrrzeugung eine bessere Bei-
so rei,na er fahren könnten , Tie Meinung findet ihre schein¬
bare Bestätigung in der jetzigen vorübergehenden Erhöhung
der Fieiscl ration auf 560 Gramm , Dem ist jedoch nicht so.
Bei der Erhöhuna der Flcischckvpsauow handelt es sich um
ein ' Notstandsmaßnahme , zu Deren Durchführung ganz er¬
heblich in nufere Viehbestände eingegrlfsen werden muß.
und es war der Endzweck unserer Svars .rmkcitspolitik beim
Fleisch unseren Viehbestand auf einer Höhe zu erhalten,
der uns für den Fall der Not in ihm eine Reserve sicher-
stellte, ans lrelche wir mit unbedingter Sicherheit zurück-
greisen kennten . Die Wirkung einer solchen vorausschaucn-
den Sparsamkeit erfahren wrr jetzt, wo uns durch Erhöhung
der Fleischrativn ein Ausglerch an Nährstoffen für die e ;t-
fvtzrnc Brut menge geboten .cird . Die oft erhobenen »la¬
gen. dass, die Biehhandelsverbände das Fleisch für den Ver¬
braucher in ungebührlicher Weise verteuern , sind zum min¬
desten stark übertrieben . Die Provisionen , welch? die unter
der wirklicl. scharfen Aufsicht der verantwortlichen Reichs-
fleischstelle arbeitenden Viehhandelsderbändc beziehen,
sieben weit unter dem Durchschnitt der in Friedenszetten
nblitz eu Viehhandelsprovisionen . wie nenn auch die Spau-
nulN! zwischen Schlachtvieh- und Fleischpteisen un Vergleich
„nt ' -anderen , in KrregSzeitcn anfgctietenen Spannungen
zwischen Rohstoffen und Edelprodnkten nicht als übertrieben
bezeichnet werden kann.

Die durch die Bundesratsverordnung vom ist, Mift-z
19:7 festgesetzte Herabsehnna der Schlachtvicopre.,.- wird
naturgemäß auch eine Verbuttgung der Fleischprelse zur
Folge haben. Es darf aber nicht verkannt werden, das; durch
die Preisminderung eine stärkere Abstoßung von Schlacht¬
vieh erfolgen wird , so daß der Gesamtviehstapel Deutschlands
nicht unerheblich gesenkt werden wird , Ern de artiger Zu¬
stand muß aber durchaus erwünscht erscheinen, denn es ist
eine nnunisiöstliche Tatsache, daß die zur direkten men' ch-
liv-eu Ernährung geeigneten Nahiongsmitt t vom Menschen
direkt verzehrt , eine mindestens fünfmal so gute Ausbeute
der Nährstoffe aewähren, als ihre Ausnuonng ans mit Um
weg über den Ticrkörper , Wenn wir daher für die Zukunft
keine Besserung unserer Fleischen,ährung erwarten können,
io können >vir doch mit Sicherheit amrehmea, daß eie Pflanz¬
lichem Erzeugnisse der nächsten Ernte der städtischen und in¬
dustriellen Bevölkerung leichter und besser zufließen wer¬
den, hat doch der Landwirt durch die neue Preisgestaltung
für ferne Erzeugnisse das größte Interesse daran , alle
seine Bodenprvdnkte möglichst restlos abzuliefern.

Fortsetzung folgt.

r Berlin . iVlai. ®n 8 ,<i ■■u i e ;i gut ."5.kl
in Z ( nt fcfilanb eine Diplomat ifrfic Bert uetuNg nlcvr l>e
ftfit, teilte bei  bottvianische Generalkonsul in Hamburg.
der bereits seit einiger Zeit in der Schweiz weilt , dein an»
lnärrigen Amte mit , daß nach einem Telegramm seiner
Regierung die Beziehungen zu Deutschland ab¬
gebrochen  seien.

WTB . Berlin.  5 . Mai . Der englische Funkspruch
Ean .urvon stellt die Behauptung auf , daß der chr l e n r sche
Geiundte  in Berlin die Pässe verlangt habe und sich
binnen zwei Tagen nach Bern begebe, Dce Meldung ist in
'kber Beziehung unwahr  und wird von dem chilenischen
Ge.audten selbst als erfunden bezeichnet.

Aus Provinz und Nachbargebieten.
:!: Kommunallanvtag des Reg -Be ; Wiesbaden.

In der dritten und letzten Vollversammlung wurde m Vor¬
anschlag der Einnahmen und Ausgaben sowie der ständigen
Fonds und Institute für das Jahr 1917 erledigt, Tie Be¬
zirkssteuer bteibt auf ihrem bisherigen Satz von 7' / , Prozent.
Ter Hauptetat balanziert in. Einnahme und Ansoabr mit
7 320 000 Mk. Zn den Einnahmen steuern die Landê bank
rund -M>000 Mk,, die Sparkasse etwa 477000 Mk. zu. d, i,
rund 600 000 Mk. weniger als im Vorjahr. Tem Svezial-
reservesonds können diesmal nur rund 200000 Mk. überlviesen
wcrdcu. Tie Steuern erbringen ein Mehr von 97 000 Mt,
Turck E' kparniste- auf der Ausaabenft'ite ist es möglich ge¬
worden. Einnahmen und Ausgaben ins Gleichgewicht zu brin¬
gen, Für die Füriorgeerziehungsaustalt Unnn-n und 58590
aus Ankeihemttteln vorgesehen. Obgleich dft beide.. Finanz-
infritutc einen geringeren Neberschnß ablieferu konnten, haben
sie sich gut entwickelt. Tie Abnutzung deich Brzftlsftrrße»
har sirb- in einer Weise erhöht, dad eine stärkere Heran¬
ziehung der sie benutzenden Industrie als geboten erscheint.
Es wird daher an den Landesansschnßdas Ersuchen gerichtet,
dem nächsten Kommimallandtag eine ent' vrechende Vorlage
zur Aenderung des jetzigen Zustandes zu machen. Bei- der
Besprechung des Etats wird ein Antrag, statt 3009 Mk.
10 000 Mk'. für Unterbringung unterernährter Ktimer auszn-
werftn, angenommen. Ferner wurde die Erhöhung der Unter¬
stützungen bei der Witwen- und Waiienverficheruag angeregt,
Landeshauptmann Krekel erstattete Berich' siber die Bezirks-
Verwaltung. Nach Erledigung von e!::er Anzahl Wahlen cr-
bal Regierungspräsident Tr . v, Meister die Hilfe der Frau -u
beim Einsammc-ln der Eier und wies ans die nt Wiesbaden
nen errichtete Bezirksstelle für Frauenarbeit hin. Schließlich
wurde die vom Ausschuß empfohlene Wiederwahl des
Landeshauptmanns Krekel  für weitere zwölf Jahre
bescklossen, und in Anerkennung seiner Verdienste wurden seivrinnnn Mi)e  rtnf isono M, inBezüge von '15000 Mk. aus 18 000 Ml . im Jahr erhöht.
Damit war der Beratungsstoss bewältigt.

Anzeigen.

JaDttpichtiliig.
Samstag , den 12 Mai 1917,

_ nachmittag- 2 Nhr
wird die Jagd der Gemeinde Heistenbach  bei Diez a , d,
Lahn in einer Größe von 1289,888 Morgen ans weitere
0 Jahre aus dem Gemeindezimmer zu Heistenbach öffentlich
meiftbrelend verpachtet. Bemerkt wird , daß der Jagdbezirk
von der Bahnstation Diez a, d, Lahn in ‘20 Minuten zu er¬
reichen ist.

H e i st e n b a ch, den 4. Mai 1917.
Der Jagdvorsteher:

Philipps.

Vkr«ntw,r ' ftch für die Schriftleitung Richard Hein, Bad ®ml

■

_ -_


	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36

